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Wirtschaft
Welthandel

Angst ums Wasser
Ver.di-Chef Frank Bsirske macht Front gegen 
das Handelsabkommen der EU mit Japan.

l Am kommenden Dienstag wollen die zuständigen Minister
die Unterzeichnung des EU-Handelsabkommens mit Japan
(Jefta) absegnen. Frank Bsirske, der Vorsitzende der Dienst -
leistungsgewerkschaft Ver.di, will das verhindern. In einem per-
sönlichen Brief an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(CDU) kritisiert er, in der vorliegenden Form seien »Arbeit -
nehmer-, Sozial- und Umweltstandards nicht ausreichend
geschützt«. Er fordert Altmaier auf, »Jefta in der derzeitigen
Fassung am 26. Juni 2018 im EU-Ministerrat nicht zuzustim-
men«. Im Dezember soll das Europäische Parlament über Jefta
abstimmen, damit es Anfang 2019 in Kraft treten kann. Weil
Handelsfragen in der alleinigen Hoheit der EU liegen, bleibt
der Bundestag bei der Ratifizierung außen vor. Jefta sieht den
Abbau von Zöllen und Handelsbarrieren zwischen EU und
Japan vor, ebenso wie eine stärkere Öffnung der Märkte für
Dienstleistungen und öffentliche Aufträge. Bsirske befürchtet
insbesondere, dass das Abkommen »weiteren Privatisierungs-
druck auf die öffentliche Daseinsvorsorge und öffentliche Infra-
strukturen, wie im Bereich der Wasserwirtschaft« entfalten
könnte. So  führe der Vertrag unter anderem dazu, dass bei der
Abwasserentsorgung privaten Anbietern Marktzugang gewährt
werden müsse. In Deutschland ist dies bislang hoheitliche Auf-
gabe der Kommunen. Bei der Wasserversorgung, so Bsirske,
seien die »Rechte in Bezug auf Wasser« vollständig entfallen.
Hinter der Formulierung steht die Befürchtung, dass Trinkwas-
ser kein öffentliches Gut mehr sein, sondern eine Handelsware
werden könnte. Deshalb fordert Bsirske mehr Zeit für die Dis-
kussion in Parlament und Öffentlichkeit über das Abkommen.
Eine Zustimmung in der nächsten Woche würde, so Bsirske,
»diese notwendige Beteiligung verhindern« und dadurch »dem
An sehen und der Legitimität der deutschen und europäischen
Institutionen« schaden. MAD

»Ein Konflikt, bei dem mit echter Munition geschossen wird.« ‣ S. 68
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Gesundheitskarte

T-Systems endlich
anschlussbereit
l Nach einer jahrelangen Pannenserie
gibt es bei der elektronischen Gesund-
heitskarte nun auch einmal eine Vollzugs-
meldung: Die Telekom-Tochter T-Systems
steht unmittelbar vor der Zulassung des
entscheidenden technischen Bauteils, des
sogenannten Konnektors. Dieses Gerät
soll die sichere Vernetzung von Ärzten
und Kliniken ermöglichen. Damit stünde

nach langer Verzögerung endlich ein zwei-
ter offizieller Anbieter bereit, um Praxen
und Kliniken auszurüsten. Weil das Kon-
sortium um T-Systems die Geräte zuvor
nicht rechtzeitig bereitstellen konnte, 
war die Compugroup bislang der einzige
Anbieter für die Technik (SPIEGEL
43/2017) – anders als politisch gewollt.
Das neue, besonders gesicherte Netz
dient als Voraussetzung, um in Zukunft
Anwendungen wie elektronische 
Patientenakten nutzen zu können. Das
Projekt hat unter dem Namen elektro -
nische Gesundheitskarte fragwürdige

Berühmtheit erlangt. Inbeinahe 15 Jah -
ren hat es rund zwei Milliarden Euro 
verschlungen, aber aus Nutzersicht kaum
Fortschritte erzielt. Auch die Industrie
stand wegen dauerhafter Entwicklungs-
probleme in der Kritik. Ursprünglich war
geplant, alle rund 150000 Praxen und
2000 Kliniken bis Mitte 2018 zu verbin-
den. Dafür hätte es aber früher mehr als
einen Anbieter gebraucht. Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU) hatte
zuletzt mit missverständlichen Aussagen
zur Zukunft der Karte für zusätzliche
 Irritationen gesorgt. COS, ROM
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Klärbecken in Brandenburg


